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Nationales Gedenken in lokaler Hand? 
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Bianka Trötschel-Daniels

Wer verwaltete die Nationalen Mahn- und Gedenkstätten in der DDR?
In der DDR gab es ab 1961 drei Nationale Mahn- und Gedenkstätten. Auf den Geländen 
der vormals nationalsozialistischen Konzentrationslager, teils auch in den ehemaligen 
Lagergebäuden untergebracht, waren innerhalb von drei Jahren am 14. September 1958 
(Buchenwald), 12. September 1959 (Ravensbrück) und 23. April 1961 (Sachsenhausen) 
drei zentrale Gedenkorte zur Erinnerung an die nationalsozialistischen Verbrechen 
sowie insbesondere an den sogenannten Antifaschistischen Widerstandskampf ein-
geweiht worden.1 Am 28. Juli 1961 wurden diese ehemaligen Konzentrationslager per 
»Anordnung über das Statut der Nationalen Mahn- und Gedenkstätten« jeweils in den 
Rang einer »Nationalen Mahn- und Gedenkstätte« (NMG) erhoben. Sie standen damit 
im System der Gedenkstätten heraus. Das Statut bildete die Rechtsgrundlage für die 
Einordnung der NMG in die Verwaltungsorganisation der DDR.2 Gemäß § 1 Abs. 3 des 
Statuts hatten die NMG »eng mit den örtlichen staatlichen Organen« zusammenzu-
arbeiten. Darunter waren alle Volksvertretungen sowie der jeweils zugehörige voll-
ziehende Rat ab Bezirksebene zu verstehen. Diese Organe bildeten gemeinsam mit der 
Volkskammer das System der verwaltungsorganisatorischen Ordnung in der DDR.3

Wie die Zusammenarbeit zwischen der jeweiligen NMG und den örtlichen Orga-
nen funktionierte, wurde bislang allerdings kaum erforscht. Dabei konnten Studien 
zur Zusammenarbeit zwischen örtlichen Verwaltungen der jeweiligen Städte und den 
ansässigen Konzentrationslagern für die Zeit des Nationalsozialismus herausarbeiten, 
dass jene (der in diesem Beitrag verhandelten Forschungsfrage zeitlich vorgelagerte) 
Zusammenarbeit durchaus eng war.4

Ab 1961 waren die NMG dem Ministerium für Kultur (MfK) unterstellt. Dies erscheint 
naheliegend, wenn man die Bezeichnung als »nationale« Gedenkstätte derart inter-
pretiert, dass die Gedenkstätten also von einer besonderen Bedeutung des Ortes von 
überregionaler – wenn nicht sogar internationaler – Bedeutung zeugten.5 Diese Zuwei-
sung war jedoch keineswegs zwangsläufig und hatte sich in den Jahren vor 1961 oft 
verändert. Die Gedenkstätte Buchenwald auf dem Ettersberg bei Weimar wurde als 
erste eingeweiht und hat für die Frage nach der Verwaltungszuordnung für die anderen 
beiden Präzedenzcharakter.6 

Der vorliegende Beitrag zeigt Schwierigkeiten bei Verwaltungszuweisungen und 
Kompetenzen anhand dreier Zeitpunkte um 1949/1950, 1954/55 und 1958/59, in denen 
im weiteren Sinne verwaltungsorganisatorische Fragen der Gedenkstättenpraxis ver-
handelt wurden. Sie betrafen neben Fragen der Zuständigkeit auch finanzielle Aspekte. 
Der gewählte Betrachtungszeitraum von 1949 bis 1961 rahmt die frühesten Bemühun-
gen um die Einrichtung einer Gedenkstätte bis zur Verabschiedung des Statutes und 
zur Auflösung eines wichtigen Gremiums, des Kuratoriums für den Aufbau nationaler 
Gedenkstätten. 

Diesem Beitrag liegen vorrangig die Archivbestände des Ministeriums für Kultur 
zugrunde, sowie einige ausgewählte Archivalien aus dem Buchenwald-Archiv.7 Dort 
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liegen noch zahlreiche Akten, die im Hinblick auf die Verwaltungszusammenarbeit 
ausgewertet werden könnten. Für eine ganzheitliche Perspektive auf die Verwaltungs-
zusammenarbeit und -praxis zwischen den jeweiligen Gedenkstätten und den Stand-
ortkommunen müssten jedenfalls die Akten des Rates der Städte und Kreise sowie des 
Rates des Bezirkes ebenso einbezogen werden.8 

1949/1950: »Weit über das Land hinaus von internationaler Bedeutung« –  
Buchenwald als landespolitische Materie
Im frühen Zugriff auf die baulichen Überreste des Konzentrationslagers Buchenwald 
war vor allem das zivilgesellschaftliche Engagement ehemaliger Häftlinge treibende 
Kraft. Im April 1945 waren die Häftlinge des Konzentrationslagers Buchenwald befreit 
worden. Schon wenige Wochen später, bereits im Juli 1945, forderten einige ehemalige 
Häftlinge, das Lager »als Mahnmal« zu erhalten.9 Für viele von ihnen sollten die bau-
lichen Anlagen als Orte des Andenkens erhalten bleiben. Bald schon stand das Gelände 
des ehemaligen KZ allerdings nicht mehr als Ort für das Gedenken zur Verfügung, denn 
in den Baracken und Gebäuden wurde ein Sowjetisches Speziallager untergebracht. 
Erst ab 16. Januar 1950 wurde dieses sogenannte »Speziallager Nr. 2« geräumt und am 2. 
April 1950 aufgelöst. Offiziell übergeben wurde das Gelände erst am 21. Dezember 1951 
an das Thüringer Innenministerium.10 Die ersten Jahrestage der Befreiung des Lagers, 
zu denen sich hunderte Menschen versammelten, fanden daher im Stadtgebiet der Stadt 
Weimar statt. Die in der unmittelbaren Nachkriegszeit von den Bewohnerinnen und 
Bewohnern sowie Verantwortlichen der Stadt Weimar propagierte Trennung zwischen 
beiden Orten, die auch der Entlastung der Weimarer Bevölkerung diente, die von den 
nationalsozialistischen Verbrechen im Lager nichts gewusst habe könne, wurde in 
diesen Jahren nach Kriegsende und der Befreiung des Lagers damit auch räumlich 
aufgehoben. Zudem war bereits eine Spannung zwischen der Lokalität der faktischen 
Bewältigung und ihrer nationalen sowie politisch-ideologischen Bedeutung spürbar.11

Der erste Befreiungstag des KZ wurde 1946 in der Weimarhalle gefeiert. Das Denk-
mal von Walter Gropius (1883–1969), das den Märzgefallenen des Aufstandes von 1919 
gewidmet war und sich auf dem Weimarer Zentralfriedhof befand, wurde kurzerhand 
zum Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus umgewidmet.

Ein weiteres Jahr später, zum 11. April 1947, wurde auf dem Goethe-Platz in Weimar 
ein Denkmal aufgestellt. Es wurde entworfen von Hermann Henselmann und zeigt ein 
auf einer Spitze aufgestelltes, rotes Dreieck, das gen Himmel breiter wurde und den 
Schriftzug »BUCHENWALD« auf seinen drei Seiten trug.12 (Abb. 1)

Im selben Monat bildete die just ins Leben gerufene »Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes« (VVN) ein Buchenwald-Komitee, dessen Vorsitz der kommunistische 
Widerstandkämpfer und marxistisch-leninistische Historiker Walter Bartel (1904–1992) 
übernahm. Damit wurde das Gedenken erstmalig institutionalisiert. In den folgenden 
Jahren bis zur Auflösung der VVN 1953 in der DDR kam ihr eine tragende Rolle bei der 
Entwicklung der Gedenkstätte Buchenwald zu.13 So schrieb Walter Ulbricht (1893–1973) 
an Bartel am 22. April 1949 in einer SED-Hausmitteilung, dass der 1901 eingeweihte Bis-
marck-Turm vor den Toren des Konzentrationslagers auf dem Ettersberg nun gesprengt 
würde. Es sei, so Ulbricht, »notwendig, daß die VVN einen Beschluß faßt und uns 
eine Vorlage vorbereitet über den Bau eines Denkmals für die Opfer des Faschismus 
an der Stelle des Turms«. Rund um den Turm waren Gräber angelegt, in denen vor 
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allem Häftlinge, die noch nach der Befreiung des Lagers verstarben, begraben worden 
waren. Auch war der Turm noch zum dritten Jahrestag der Befreiung 1948 als Ort für 
die Gedenkfeier ausgewählt worden.14 

Nach der Sprengung des Turms besichtigte der Innenminister des Landes Thüringen 
im Juni 1949 das Gelände und verdeutlichte damit die landespolitische Dimension 
des Ortes. Die Gestaltung des Gedenkortes Buchenwald beschäftigte zu diesem Zeit-
punkt auch den Thüringer Landtag.15 In einem Beschluss der Regierung wurde der 
Finanz- und Haushaltsausschuss gebeten, einen Betrag von 100 000 DM16 aus der 
Landesreserve bereitzustellen als »erste Rate zur Erstellung eines Ehrenhains auf dem 
Ettersberg für die Opfer des Faschismus«. Außerdem teilte die Regierung mit, eine 
»Arbeitskommission« einzurichten, die die Pläne zur Errichtung des Ehrenhaines aus-
führen solle. Der Landtagspräsident August Frölich (1877–1966) übernahm einen Sitz 
in dieser Kommission. Frölich, vormaliger Ministerpräsident des Landes Thüringens 
von 1921 bis 1924, besichtigte Buchenwald im Juli 1949 und sprach sich gegenüber 

2  Glockenturm und 
Figurengruppe von 
Fritz Cremer 1958. 
Foto: Bilddatenbank 
des Bundesarchives

1  Buchenwald-Befreiungstag. Feierlichkeiten 1947 
in der Innenstadt von Weimar.
Foto: Erich Dumm, Bilddatendank des Bundes-
archivs



16

dem amtierenden Ministerpräsidenten Werner Eggerath (1900–1977) dafür aus, das 
Gelände rund um den Ettersberg unter Naturschutz zu stellen. So wurde die »Verord-
nung zur Sicherstellung des ›Großen Ettersberges‹« auf der Grundlage des Reichsnatur-
schutzgesetzes vom 31. Oktober 1935 erlassen. Dieses Vorgehen sollte sicherstellen, dass 
»ungeklärte Besitzfragen und private Besitzansprüche« der Einrichtung des Ehrenhains 
nicht entgegenstanden.17 Die Ausführung der Arbeiten und die Koordination waren zu 
diesem Zeitpunkt in den Händen der Thüringer Regierung, finanziert wurde die Anlage 
jedoch auch von der Staatsführung der DDR. 

Im Februar 1950 wies die Regierung der DDR 1,5 Millionen DM für die Anlage eines 
Ehrenhains an den Minister für Volksbildung des Landes Thüringen weiter. Die Ober-
bauleitung lag ab dann beim Thüringer Ministerium für Versorgung, geführt von Willy 
Hüttenrauch (1909–1996), und der dortigen Abteilung Bauwesen.18

Doch die Verantwortlichen auf Thüringer Landesebene maßen dem Gedenkort 
Buchenwald eine zentralere Bedeutung bei, die sich ihrer Ansicht nach auch in der Ver-
waltungsorganisation widerspiegeln sollte. Eggerath hatte sich deshalb Ende des Jahres 
1949 an Ministerpräsident Otto Grotewohl (1894–1964) gewandt: Das Land Thüringen 
werde zwar weitere 120 000 DM zur Gestaltung des Ehrenhains und der »Errichtung 
eines großen Mahnmales« zur Verfügung stellen, nachdem bereits 100 000 DM für 
vorbereitende Arbeiten bereitgestellt worden waren. Für die weitere finanzielle Unter-
stützung des VNN sollte jedoch geklärt werden, ob Buchenwald besser zentral unter-
stellt würde. Die Regierung in Thüringen war der Ansicht, »dass es sich hier um eine 
Angelegenheit handelt, die weit über den Rahmen des Landes Thüringen hinaus von 
internationaler Bedeutung ist und daß diese Frage daher auch von den höchsten Orga-
nen der Deutschen Demokratischen Republik zu behandeln und zu entscheiden ist.«19 

Buchenwald gehöre, so Eggerath, in die Zuständigkeit des Präsidenten Pieck, der 
Regierung unter Grotewohl und damit auch »in den Haushaltsplan der Deutschen 
Demokratischen Republik«.20 Er forderte damit bereits 1949, was erst zehn Jahre später 
umgesetzt wurde, als die Gedenkstätte Buchenwald eine eigene, dann dem Ministerium 
für Kultur, zugeordnete Haushaltsorganisation wurde.21

Das Land Thüringen wurde im Rahmen der Verwaltungsneuorganisation im Jahr 
1952 aufgelöst. Die Aufgaben wurden größtenteils von den neugegründeten Bezirken 
übernommen. Die Verwaltung der Gedenkstätte Buchenwald wurde allerdings nicht 
auf den zuständigen Bezirk Erfurt übertragen. 

1953/1954/1955: Rat der Stadt: Vom »Mitverwalter« zum »Investträger«
Im Oktober 1953 befasste sich Eduard Ullmann (geb. 1921) mit dem aktuellen Stand des 
Aufbaus der Gedenkstätten, da die museale Ausgestaltung der Gedenkstätte vom im 
Vorjahr gegründeten Museum für Deutsche Geschichte übernommen worden war.22 
Der stellvertretende Direktor des Museums schilderte, dass das Gelände in Buchen-
wald einen insgesamt verwahrlosten Eindruck erwecke, obwohl es bereits eine »gute 
Ausstellung im Kantinengebäude« gab und auch das Krematorium gepflegt wurde.23 

Ullmann stellte darüber hinaus fest, dass das Objekt »keine eigentliche Verwaltung« 
habe, sondern vielmehr vom »Rat der Stadt mitverwaltet« werde.24

Dieser Zustand sollte verändert werden. Das Sekretariat des Zentralkomitees (ZK) 
der SED fasste am 2. Dezember 1953 einen Beschluss zur Gestaltung der Gedenkstätte 
Buchenwald.25 Der bis dato ausgearbeitete Plan zur »äußeren Gestaltung der Gedenk-
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stätte« sollte zurückgestellt und »entsprechend der politischen 
Bedeutung der Gedenkstätte« vom Komitee der antifaschisti-
schen Widerstandkämpfer und der Staatlichen Kommission für 
Kunstangelegenheiten neu ausgearbeitet werden.

Agethen bringt diesen ab 1953 stärker forcierten Auf- und 
Ausbau der Gedenkstätte mit dem Aufstand vom 17. Juni 1953 in 
Verbindung, bei dem Millionen Menschen in Ost-Berlin und der 
weiteren DDR die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
im Staat anprangerten und ihre Unzufriedenheit mit dem System 
in Demonstrationen zum Ausdruck brachten. Dieser Aufstand 
habe, so Agethen, »das Bedürfnis der SED nach Selbstlegiti-
mation verstärkt« herausgefordert und sie »entschloss […] sich 
[daher] zum planmäßigen Aufbau der Gedenkstätte«.26 Aller-
dings könnten die Pläne auch mit den Feierlichkeiten anlässlich 
des 10. Todestages von Ernst Thälmann (1886–1944) zusammen-
hängen. Thälmann war einer der führenden Kommunisten und 
bereits 1933 von Nationalsozialisten verhaftet worden. Zwar 
war er jahrelang an verschiedenen Orten in Haft, er wurde aber 
zuletzt zum Konzentrationslager Buchenwald verbracht und dort 
im August 1944 hingerichtet. Sein zehnter Todestag war Anlass zahlreicher Gedenk-
feiern in der DDR, so auch in Buchenwald.27

Am 14. Januar 1954 beschloss das Präsidium des Ministerrates auf der Grundlage 
des ZK-Beschlusses, dass die »nationale Gedenkstätte Buchenwald« errichtet und als 
»zentrale Gedenkstätte für die Opfer des Faschismus« aufgebaut werden soll. Das Minis-
terium der Finanzen wurde beauftragt, bis 1956 insgesamt 10 Millionen DM für den 
Aufbau zur Verfügung zu stellen.28 Diesen Beschluss des Ministerrates hob der erste 
Sekretär des ZK der SED und stellvertretende Vorsitzende des Ministerrates, Walter 
Ulbricht (1893–1973), durch einen »Vorschlag« im November desselben Jahres wieder 
auf. Die notwendigen Finanzmittel in Höhe von 10 Millionen DM seien ausschließlich 
»durch Sammlungen aufzubringen.«29 Grotewohl stimmte am 24. Januar 1955 Ulbrichts 
Vorschlag zu, die Mittel für den Aufbau der Gedenkstätten durch Spenden aus der 
Bevölkerung zu finanzieren und wohl auch gleichzeitig der Gründung eines Kurato-
riums, dessen vornehmliche Aufgabe es war, Spenden zu sammeln.30

Der Staat als zentraler Spendensammler – Kuratorium 1955–1961
Grotewohl wurde Vorsitzender des »Kuratoriums für den Aufbau Nationaler Gedenk-
stätten in Buchenwald, Sachsenhausen, Ravensbrück«, das sich am 1. April 1955 im 
Steinsaal des Nationalrates der Nationalen Front konstituierte. Das Kuratorium war 
dem Haushalt der Nationalen Front zugeordnet.31 Anwesend waren Regierungsvertreter, 
Vertreter der Parteien und Massenorganisationen sowie weitere Repräsentanten des 
öffentlichen Lebens, insgesamt bestand das Kuratorium aus 109 Mitgliedern. Olsen cha-
rakterisiert die Gründung als »the final step in the state’s takeover of the Buchenwald 
memorial project«.32 Nichtsdestotrotz ist die Rolle der Opferverbände beim Aufbau der 
Gedenkstätte nicht zu unterschätzen. Sie gaben den frühen Impuls zum Erhalt und zur 
Pflege der baulichen Anlagen als Gedenkstätten, übernahmen frühe Führungen und 
regten die Sammlung von Artefakten für die Ausstellung an. 

3  Spendengutschein 
»Baustein für die Errich
tung von Gedenkstät-
ten auf dem Gelände 
der ehem. faschisti-
schen Konzentrations
lager in der Deutschen 
Demokratischen 
Republik«, 1955
Abbildung: Mahnund
Gedenkstätte
Ravensbrück
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Mit der Bildung des Kuratoriums wurde der Aufbau nunmehr offiziell systematisch 
vollzogen und institutionell angebunden. Trotz alledem war es Grotewohl ein Anliegen, 
die gesamtgesellschaftliche Verantwortung für die Gedenkstätte herauszustellen. Der 
»Aufbau nationaler Gedenkstätten [könne] nicht allein Angelegenheit behördlicher 
Maßnahmen sein. Ebenso wie die Initiative zum Aufbau der Gedenkstätten ein Werk 
der Bevölkerung selbst ist, müsse die Ausführung der Pläne die Sache breitester Kreise 
der Bevölkerung sein.«.33

Ernst Saemerow: Maler und Sammler
Sekretär des Kuratoriums für den Aufbau Nationaler Gedenkstätten in Buchenwald, 
Sachsenhausen, Ravensbrück wurde Ernst Saemerow. Über Saemerow ist bislang kaum 
etwas bekannt. Einen Eintrag in einschlägigen Lexika hat er nicht. Eine Auskunft des 
Suchdienstes des Deutschen Roten Kreuzes förderte einige biografische Eckpunkte zu 
Tage:34 Saemerow wurde am 22. September 1906 in Berlin geboren und wohnte bis 
in die 1940er-Jahre hinein dort35. 1920 begann er eine Ausbildung zum Maler und 
arbeitete fortan als solcher. 

Am 1. Februar 1942 wurde Saemerow zum Kriegsdienst eingezogen, ab 1. April 1943 
war er Gefreiter, ab 1. September 1944 Obergefreiter. Im Mai 1945 wurde er in ein 
Kriegsgefangenenlager nach Libau, heutiges Liepāja (Lettland), verbracht und war 
anschließend an unterschiedlichen Gewahrsamsorten im heutigen Litauen, Belarus 
und der Russischen Föderation untergebracht. 1947 unterzeichnete Saemerow einen 
schriftlichen Gruß an den 2. Parteitag der SED als Vertreter der Lagerbelegschaft des 
sowjetischen Kriegsgefangenenlager 7294.36 Am 27. Dezember 1947 wurde in das Heim-
kehrerlager Gronenfeld bei Frankfurt/Oder verbracht. Er übernahm rasch nach seiner 
Heimkehr Funktionen im neugegründeten VVN, neben Georg Spielmann (1908–1985), 
in der Organisationsabteilung des VVN und war später auch Mitglied des Komitees der 
Antifaschistischen Widerstandskämpfer (KdAW).37 1955 trat er den Sekretärsposten im 
Kuratorium an. Dort kümmerte er sich mit »Einfallsreichtum und Energie« um Mög-
lichkeiten, Spenden zu akquirieren. Die symbolischen »Bausteine« (Abb. 3), die von der 
Bevölkerung für den Aufbau der nationalen Gedenkstätten erworben werden konnten, 

4  Ringgrabanlage 
Buchenwald 1957.

Foto: Bilddatenbank 
des Bundesarchives
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waren seine »Erfindung«38. Saemerow koordinierte die Spendenaufrufe und regte an, 
weitere Vertriebsmittel wie Broschüren, Postkarten oder Plaketten, Bildmappen oder 
Abzeichen herauszugeben.39 

Schon bis Ende des Jahres 1955 gingen dem Kuratorium aus dem Erlös und sonsti-
gen Zuwendungen 6,2 Millionen DM zu. 1960 berichtete die Zeitung »Neue Zeit« unter 
Berufung auf Äußerungen Saemerows von 26,8 Millionen DM, die von der Bevölkerung 
aufgebracht worden waren. 8,4 Millionen DM davon kamen allein aus dem Verkauf von 
»Bausteinen«. Insgesamt sammelte das Kuratorium bis zu seiner Auflösung Ende des 
Jahres 1961 30 Millionen DM.40 1971 wurde Saemerow der Vaterländische Verdienst-
ordens in Bronze verliehen, was wohl auch im Zusammenhang mit seinen Leistungen 
im Kuratorium stand. Saemerow verstarb am 22. April 1974 im Alter von 67 Jahren 
und wurde auf dem Zentralfriedhof in Berlin-Lichtenberg (Friedrichsfelde) beigesetzt.41 

1954/1955: »… die Gedenkstätte organisatorisch klar einzugliedern«,	
Der organisatorische Aufbau der Gedenkstätte vollzog sich im Laufe des Jahres 1954 
parallel zur bis dato komplizierten Finanzierungs- und Verwaltungslage der Gedenk-
stätte. Die äußere, architektonische Gestaltung der Gedenkstätte wurde aufgrund des 
Ministerratsbeschlusses vom 14. Januar 1954 am 1. Februar 1954 an ein selbstständiges 
Architektenkollektiv, das sogenannte »Buchenwald-Kollektiv«, übergeben.42 Es war 
beim Ministerium für Kultur angesiedelt. Das Kollektiv löste sich am 15. November 
1955 wieder auf, nachdem die Planungen für Buchenwald und Ravensbrück abge-
schlossen waren.43

Währenddessen erarbeitete das Deutsche Museum die Ausstellung, für die mit Hilfe 
des KdAW Gegenstände, Dokumente und andere Realien zusammengetragen wurden.44 

Die Gedenkstätte wurde 1954 also sowohl vom Ministerium für Kultur (als Nachfol-
gerin der Staatlichen Kunstkommission) als auch vom Museum für Deutsche Geschichte 
Berlin verwaltet. Ziel war jedoch, diese »Doppelunterstellung« aufzulösen und die 
Gedenkstätte an die Stadt Weimar zu übergeben. Der Oberbürgermeister der Stadt 
Weimar, Hans Wiedemann (1888–1959), wurde im Juni 1954 über diese Pläne lediglich 
informiert. Die Haushaltsmittel für die Gedenkstätte für das Jahr 1955 sollten durch den 

5  Einweihung der 
Mahnmalsanlage am 
14. 9. 1958.
Foto: Ernst Schäfer, 
Sammlung Gedenk-
stätte Buchenwald
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Rat der Stadt eingeplant werden, für das Jahr 1954 konnten die erforderlichen Mittel 
noch durch einen Sonderfinanzausgleich zur Verfügung gestellt werden. 

Ullmann trieb noch Ende des Jahres 1954 sein Anliegen voran. Er schrieb an Alb-
recht von der Hauptabteilung Bildende Kunst des MfK, dass der Aufbau der Gedenk-
stätte Buchenwald »im Wesentlichen« abgeschlossen sei. Die Gedenkstätte müsse nun-
mehr »organisatorisch klar ein[ge]gliedert« werden, was bedeute, das Museum von 
seinen bisherigen Verpflichtungen zu entbinden. 45

Am 22. Dezember 1954 erfolgte schließlich die Übergabe »des Personals, der Finanzen, 
des Haushalts und der Verwaltung der Gedenkstätte Buchenwald an den Rat der Stadt 
Weimar.«46 Sie entfaltete zum 1. Januar 1955 ihre Wirkung: die Gedenkstätte war nun 
dem Rat der Stadt Weimar unterstellt.47 Der Rat der Stadt Weimar war im Folgenden 
als »Investträger« für den Aufbau des Ehrenhains Buchenwald verantwortlich, »Plan-
träger« war das Ministerium für Kultur. Die »Aufbauleitung Ehrenhain Buchenwald« 
für die Gedenkstätte wurde beim Rat der Stadt Weimar, Abteilung Aufbau, angesiedelt. 
Dafür wurde zunächst Alois Mattheus bis Januar 1956 neu beim Rat der Stadt Weimar 
eingestellt, mit Wirkung zum 2. Januar 1956 übernahm Kurt Schaffner diese Aufgabe. 
Er erhielt dafür eine Vergütung von 900 DM.48 Weitere Arbeitskräfte, insbesondere in 
den niedrigen Gehaltsgruppen, für den ständigen Betrieb der Gedenkstätte zu finden, 
erwies sich indes als schwierig.49 Die sieben Kilometer außerhalb von Weimar auf 
dem Berg gelegene Gedenkstätte war schlecht zu erreichen, die Verkehrsinfrastruktur 
nicht gut ausgebaut. Die Arbeiterinnen und Arbeiter mussten zu Fuß kommen oder 
lange Anfahrtswege in Kauf nehmen. Erst als auf dem Ettersberg Wohnungen für die 
Bediensteten eingerichtet wurden, später auch eine Kinderbetreuungseinrichtung für 
die dort Arbeitenden hinzukam, verbesserte sich die Lage etwas.50

1958/1959: »Buchenwald ist eine neue Etappe«
 »Warum hat der Rat der Stadt noch nichts wegen der Übernahme der Gedenkstätte 
unternommen?« 
Die Mahnmalsanlage zur Gedenkstätte Buchenwald, bestehend aus einem weithin 
sichtbaren Turm (der an der Stelle des 1949 gesprengten Bismarck-Turmes errichtet 
wurde), einer vom Künstler Fritz Cremer (1906–1993) gestalteten Figurengruppe sowie 
einer Ringgrabanlage, wurde schließlich am 14. September 1958 unter größter Anteil-
nahme der Bevölkerung eingeweiht. (Abb. 2, 4, 5)

Wenige Tage nach der Einweihungsfeier wandte sich der Aufbauleiter Kurt Schaff-
ner an Karl Siering vom Ministerium für Kultur und merkte an, dass immer noch 
keine »formalen Übergabeverhandlungen mit dem Rat der Stadt« stattgefunden hatten. 
Verantwortungen und Zuständigkeiten seien nicht klar geregelt. Es müsse eine Person 
festgelegt werden, die die »gesamten Interessen [der Gedenkstätte] wahrnimmt«, sowie 
eine »gewisse Arbeitsordnung« hergestellt werden.51 Zunächst gingen die Verantwortli-
chen davon aus, dass die Verwaltung der Gedenkstätte in den Händen der Stadt Weimar 
verbleiben soll. Für das Jahr 1958 sei es auch möglich, die Stadt bei der Finanzierung 
zu unterstützen. Spätestens jedoch ab 1. Januar 1959 sollten die Mittel »auf alle Fälle«, 
so die Meinung im Ministerium für Kultur, im Haushalt des Rates der Stadt Weimar 
bereitgestellt werden.52 Im Rat der Stadt Weimar zögerten die Verantwortlichen jedoch, 
sich der Gedenkstätte vollumfänglich anzunehmen. Die enorme finanzielle Belastung 
spielte dabei eine entscheidende Rolle. Für den Betrieb der Gedenkstätte standen 299 
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TDM Ausgaben 1,3 TDM Einnahmen gegenüber.53 Hinzu kamen strukturelle Heraus-
forderungen, die sich in den vorangegangenen Jahren gezeigt hatten und nach der 
Einweihung nochmals verstärkten. In den zwölf Wochen nach der Einweihung reisten 
bis Ende November 1958 weitere 250 000 Menschen nach Buchenwald.54 Die anreisen-
den Gäste konnten mit der bestehenden Verkehrsinfrastruktur nicht auf den Ettersberg 
gebracht werden, die gastronomischen Plätze in der Stadt reichten nicht aus, um die 
Gäste zu versorgen, die Kapazitäten etwa der Toilettenanlagen auf dem Ettersberg 
waren dem Besucherstrom von im Durchschnitt bis zu 20 000 Personen (pro Monat; 
in der Spitze bis zu 70 000 im Sommer des darauffolgenden Jahres 1959 pro Monat) 
nicht gewachsen. Dabei war das Mahnmal aus »Solidaritätsmitteln« errichtet worden. 
Daher mussten, nach Ansicht der Verantwortlichen im Bezirk Erfurt, auch die Voraus-
setzungen geschaffen werden, dass es für jedermann zugänglich war, Buchenwald 
sollte »das Ziel aller patriotischen Kräfte Deutschlands« werden. »Buchenwald ist eine 
neue Etappe – unter diesem Gesichtspunkt muss alles gesehen werden«, so der Vor-
sitzende des Rates des Bezirkes Erfurt Willy Gebhardt.55

Am 15. Oktober 1958 wurde die Frage nach der Zuständigkeit im Rathaus Weimar 
erneut diskutiert. Gebhardt (Rat des Bezirkes) und Siering (MfK) wiesen den Rat der Stadt 
Weimar nachdrücklich darauf hin, aktiv zu werden. Siering wunderte sich, »warum der 
Rat der Stadt noch nichts wegen der Übernahme der Gedenkstätte unternommen habe. 
Der Rat müsse sich sofort verantwortlich fühlen.« Das MfK sei lediglich noch für die 
endgültige Aufstellung der Plastikgruppe Fritz Cremers und für die Beseitigung der 
Schäden, die während der Einweihungsfeier entstanden waren, verantwortlich.56 Die 
Stadt Weimar jedoch konnte und wollte sich der Aufgabe scheinbar schlicht nicht stel-
len. Aus einer »Gedenkschrift über die weitere Gestaltung der Mahn- und Gedenkstätte 
Buchenwald«, die der Rat der Stadt Weimar im Nachgang zur Sitzung vom 15. Oktober 
1958 anfertigte, sprachen die Bemühungen, Weimar von Buchenwald zu separieren. So 
wurde immer wieder auf die schon räumliche Trennung der beiden Orte hingewiesen: 
»vor den Toren der Stadt Weimar«, »Buchenwald in unmittelbarer Nähe«. Die Bedeutung 
des Ortes Buchenwald wurde heroisiert und damit die Notwendigkeit begründet, dass 
sich das Ministerium für Kultur des Ortes annehmen sollte. Nach einigen Vorschlägen, 
wie die Situation infrastrukturell verbessert werden könnte (bessere Busverbindungen, 
Verpflegung mit »Imbißcharakter« in der Gedenkstätte, Herstellung von Postkarten 
und Broschüren), versäumte der Rat der Stadt es allerdings nicht darauf hinzuweisen, 
dass sich die »Besucher Weimars« von Stadt und Gedenkstätte einen »Gesamteindruck« 
verschaffen würden, bei dem der Zustand der Innenstadt Weimars sinnbildlich für den 
friedlichen Wiederaufbau in der DDR stehe. Die Restaurierung des Zentrums der Stadt 
solle daher nicht länger aufgeschoben werden, vielmehr solle Weimar doch in den Kreis 
jener Städte aufgenommen werden, die innerhalb des Fünfjahresplanes wiederaufge-
baut werden sollten. Die Stadt Weimar wollte also durchaus von den Besucherinnen 
und Besuchern profitieren, die Buchenwald anzog, die Verantwortung für den Ort sollte 
allerdings zentral geschultert werden: »Buchenwald ist zur zentralen Gedenkstätte des 
internationalen antifaschistischen Widerstandskampfes in der DDR geworden. Um bei 
der Verwirklichung der Pläne an diesem zentralen Objekt die nötige Hilfe und Anlei-
tung geben zu können, wird vorgeschlagen, den gesamten Komplex dem Ministerium 
für Kultur zu unterstellen, wobei die nationale Gedenkstätte ein Schwerpunkt der 
politischen Arbeit für den Bezirk Erfurt und die Stadt Weimar bleibt.«57
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»Die Nationale Gedenkstätte Buchenwald wird dem Ministerium für Kultur direkt unter-
stellt« 
Nur zwei Wochen nachdem die Weimarer Gedenkschrift im Ministerium für Kultur 
eingegangen war, fiel dort die Entscheidung: »Die Nationale Gedenkstätte Buchenwald 
wird dem Ministerium für Kultur direkt unterstellt […]«. Als Begründung wurde aller-
dings nicht der Hilferuf der Stadt Weimar angegeben, sondern auf die Einflussmöglich-
keiten im Hinblick auf »eine ständige Anleitung und echte ideologische Bedeutung« 
verwiesen.58 

Dem Rat der Stadt Weimar verblieben nach der Übertragung auf das Ministerium 
für Kultur noch der Ausbau eines Kasernengebäudes für Wohnzwecke im Rahmen des 
örtlichen Wohnungsbauprogrammes 1959, die Bereitstellung der Mittel für die Erstaus-
stattung des Touristenhotels sowie der Massenverpflegungsstätte und schließlich die im 
Perspektivplan vorgesehenen Verbesserungen der Verkehrsverhältnisse auf dem Etters-
berg.59 Die Mittel dafür wurden vom Rat des Bezirkes Erfurt zur Verfügung gestellt, der 
das Geld aus dem Rücklagenfonds entnahm.60 Der Rat des Bezirkes nahm auch andere 
koordinierende Aufgaben wahr. So verteilte er beispielsweise die Baumaterialien weiter, 
die ihm wiederum vom Ministerium für Aufbau zugewiesen wurden.61 Die Nationale 
Mahn- und Gedenkstätte Buchenwald wurde mit Wirkung vom 1. April 1959 eine eigene 
Haushaltsorganisation und dem Ministerium für Kultur unterstellt.62 Damit war die 
allgemeine staatliche juristische Person, die jährliche Mittel aus dem Staatshaushalt 
zugewiesen bekam. Etwaige Einkünfte mussten an den Staat zurückgeführt werden.

Fazit und Ausblick
In den 1950er Jahren gab es Spannungen zwischen lokaler Verantwortung für die 
Gedenkstätte Buchenwald und der mit diesem Orten verknüpften, nationalen Bedeu-
tung der Erinnerung. Es wurde deutlich, dass, was national bedeutsam sein soll, auch 
zentral verwaltet werden muss. Der Aufbau der NMG wurde primär vom zivilge-
sellschaftlichen Engagement ehemaliger Häftlinge sowie weitere antifaschistischer 
Gruppen vorangetrieben. Voraussetzung für den Aufbau war weiterhin die überwäl-
tigende Spendenbereitschaft der Bevölkerung, ohne die die Finanzierung nicht hätte 
sichergestellt werden können. Die museale Ausgestaltung und auch Führungen in den 
Gedenkstätten fanden dort schon statt, als es noch kein schlüssiges Konzept für die 
Gedenkstätten in der DDR gab. 

Obwohl in der Frühphase das Land Thüringen für den Aufbau der Gedenkstätte 
verantwortlich zeichnete, ging die Verantwortung nach der Verwaltungsreform nicht 
etwa auf den Bezirk Erfurt über, sondern wurde der Stadt Weimar angetragen. Bis 1959 
feststand, dass das Ministerium für Kultur die Hoheit über die NMG übernehmen wird, 
versuchte die Stadt Weimar die Verwaltungsorganisation für die Gedenkstätte Buchen-
wald zu stemmen, scheiterte aber an dieser mächtigen Aufgabe. Der Vorschlag, dass 
das Ministerium für Kultur die Verwaltungsorganisation übernehmen solle, kam von 
den Verantwortlichen in der Stadt Weimar. Die Verantwortlichen im Ministerium für 
Kultur rechtfertigten die Übernahme durch das Ministerium zuletzt mit den vorgeblich 
besseren Möglichkeiten ideologischer Einflussnahme auf die Gedenkstätte, vielmehr 
standen aber die Bedeutung des Ortes und die faktischen Möglichkeiten einer Stadt 
wie Weimar einem Ort wie Buchenwald gerecht zu werden, hinter den Überlegungen 
der verwaltungspraktischen Zuordnung.
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